
Presseaussendung der ÖH Uni Innsbruck  

Betreff: Positionierung zur Situation bei Schwangerschaftsabbrüchen in Tirol  

Sehr geehrte Medienvertreter_innen!  

Nachstehenden dürfen wir Ihnen die Positionierung der ÖH der Universität Innsbruck 

anlässlich des  International Safe Abortion Day (Internationaler Tag der sicheren Abtreibung), 

der als Aktionstag zur Entkriminalisierung von Abtreibungen erstmals 1990 in Lateinamerika 

begangen wurde, zu Ihrer Information und weiteren Verwendung weiterleiten. 

 

Positionierung gegen ein Register für Abtreibungen und für einen sicheren und kostenlosen Zugang 

zu Schwangerschaftsabbrüchen 

Am 28. September ist Tag der sicheren Abtreibung. Abtreibung in Österreich ist innerhalb einer 

bestimmten Frist zwar strafffrei, aber nicht legal und so sicher und niederschwellig, wie der Zugang 

dazu sein sollte, ist er nicht. Konservative und reaktionäre Kräfte greifen die Selbstbestimmung von 

Frauen an. Die Kirche sitzt auch 2023 noch mit am Tisch, wenn über den weiblichen Körper verhandelt 

wird. Es geht einen Schritt nach vorne, mit drei Ärzt_innen, die Abbrüche in Tirol künftig vornehmen 

sollen – obwohl das noch lange keinem kostenlosen Zugang an öffentlichen Krankenhäusern nahe 

kommt – und zugleich macht man aber zwei Schritte zurück mit einem geplanten Register zu 

Abbrüchen, das die Gründe erfassen soll. Im Regierungsprogramm steht: „Unbestritten bleibt der 

Grundsatz, dass die Entscheidung zum Schwangerschaftsabbruch einzig und allein eine 

höchstpersönliche Entscheidung der betroffenen Frau ist.“ Ein kompletter Widerspruch mit dem 

Register für Schwangerschaftsabbrüche, gegen das wir uns hiermit stellen. 

Zudem ist das Geld immer noch eine große Hürde für die Inanspruchnahme eines Abbruchs. Knapp 

800€ sind für viele kaum leistbar – schon gar nicht für Studierende, von denen ein beachtlicher Teil 

unter der Armutsgrenze lebt. Es gibt zwar einen Härtefallfonds beim Land Tirol für finanzielle 

Unterstützung bei den Kosten für Verhütungsmittel oder einem Schwangerschaftsabbruch für Frauen 

mit geringem oder keinem Einkommen, wozu auch viele Studierende zählen. Doch vielen ist dieser 

Unterstützungsfonds gar nicht erst bekannt. Ein Schwangerschaftsabbruch muss eine kostenlose 

niederschwellige Gesundheitsleistung sein. Solange das aber nicht der Fall ist, sollten die knapp 

100.000€ für das geplante Register, das eigentlich eine Motivstudie zu Abbruchgründen ist, besser in 

den Härtefallfonds gehen und für die Begleichung von Abtreibungskosten eingesetzt werden. Der 

Härtefallfonds muss öffentlich auch besser kommuniziert werden.  

Das Ziel muss ein kostenloser, anonymer und sicherer Zugang zu Abtreibungen an öffentlichen 

Krankenhäusern und bei Gynäkolog_innen sein. Sexuelle Bildung und Aufklärung in Sachen Verhütung 

sowie ein kostenloser Zugang zu Verhütungsmitteln können dazu beitragen, ungewollte 

Schwangerschaften bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen zu verringern. Die Prävention von 

ungewollten Schwangerschaften ist mindestens genauso wichtig, wie ein niederschwelliger Zugang zu 

einem Abbruch im Fall einer ungewollten Schwangerschaft.  

 

Für Rückfragen steht das Referat für Öffentlichkeitsarbeit an der ÖH Uni Innsbruck zu Verfügung:  

Mail: pr@oeh.cc 

Telefon: +43 512 507-35580 

Adresse: Josef-Hirn Straße 7, 2. Stock 
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